
BUNDESGERICHTSHOF

II ZR 148/86 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

der Maschinenfabrik N ^ H ^ H  GmbH & Co. KG, vertreten durch 
die Maschinen- und Landmaschinenbau GmbH, diese
vertreten durch die alleinvertretungsberechtigten Geschäfts­
führer Bruno N B M P  sen, und Bruno N f B H B I  jun., 
IflIMstraße ■§, G f l H H H B  A ?

Klägerin und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. ■ ■ ■ ■ I  -

g e g e n

1. Claudia Ah| Am D| Iberg ■,
2. Nicole A h S B ,  Am DflHBberg §, (üflli I),

vertreten durch ihren Pfleger, deji Rechtsanwalt und Notar 
HflHi, V O M  Straße ■ ,  U H t ,

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Frhr

WII
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 27. Oktober 1986 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Kellermann und die Richter Dr. Bauer, 
Bundschuh, Dr. Hesselberger und Röhricht

beschlossen:

Das Verfahren wird ausgesetzt.

G r ü n d e

I.
Die Beklagten sind 1964 und 1969 geboren. Zusammen mit 

ihrer Mutter haben sie ihren 1974 gestorbenen Vater beerbt. 
Dieser hat als Einzelkaufmann einen Landmaschinenhandel be­
trieben. Nach seinem Tode führte die Mutter das Handelsge­
schäft mit den Beklagten in ungeteilter Erbengemeinschaft 
unter der bisherigen Firma (nachfolgend: Firma A.) fort. Eine 
entsprechende Eintragung im Handelsregister erfolgte im Juli 
1974.

Die Firma A. geriet Anfang Januar 1981 in Zahlungsschwie­
rigkeiten. Am 11. Februar 1981 gab die Mutter der Beklagten im 
eigenen und in deren Namen sowie namens der Firma A. ein nota­
riell beurkundetes Schuldanerkenntnis über rund 851.000 DM 
nebst Zinsen zu Gunsten der Klägerin ab. Diese hatte aus 
Geschäftsbeziehungen mit der Firma A. erhebliche offene
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Forderungen. Ferner unterwarf sich die Mutter namens aller 
Beteiligten der sofortigen Zwangsvollstreckung aus der Ur­
kunde. Das Vormundschaftsgericht hat die zu der Urkunde be­
antragte Genehmigung nicht erteilt. Vielmehr hat es der Mutter 
unter gleichzeitiger Pflegerbestellung die Vermögensfürsorge 
für die Beklagten entzogen. Der Pfleger hat die Verbindlich­
keit des Schuldanerkenntnisses für die Beklagten bestritten.

Mit der Klage hat die Klägerin begehrt festzustellen, daß 
das Schuldanerkenntnis auch gegenüber den Beklagten wirksam 
ist. Das Landgericht und das Oberlandesgericht haben die Klage 
abgewiesen. Der Senat hat ihr stattgegeben (Urt. v. 8. Oktober 
1984 - II ZR 223/83, BGHZ 92, 259). Auf die Verfassungsbe­
schwerde der Beklagten hat das Bundesverfassungsgericht mit 
Beschluß vom 13. Mai 1986 - 1 BvR 1542/84 (WM 1986, 828 *
ZIP 1986, 975) diese Entscheidung aufgehoben und die Sache an 
den Senat zurückverwiesen.

II.

1. Das Bundesverfassungsgericht ist der Ansicht, daß 
Eltern ihre Kinder kraft elterlicher Vertretungsmacht 
(§ 1629 BGB) bei Fortführung eines ererbten Handelsgeschäfts 
in ungeteilter Erbengemeinschaft finanziell nicht unbegrenzt 
verpflichten können; das sei mit dem allgemeinen Persönlich­
keitsrecht Minderjähriger (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 
Abs. 1 GG) nicht vereinbar. Mit Gesetzeskraft hat es ausge­
sprochen, "daß § 1629 Abs. 1 i.V.m. S 1643 Abs. 1 BGB insoweit 
mit Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG nicht vereinbar ist,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

als danach Eltern im Zusammenhang mit der Fortführung eines zu 
einem Nachlaß gehörenden Handelsgeschäfts ohne vormundschafts­
gerichtliche Genehmigung Verbindlichkeiten zu Lasten ihrer 
minderjähriger Kinder eingehen können, die über deren Haftung 
mit dem ererbten Vermögen hinausgehen" (vgl, auch BGBl. 1986 I 
863), Dieser Punkt, so führt das Bundesverfassungsgericht in 
den Gründen seiner Entscheidung aus, sei vom Gesetzgeber nun­
mehr verfassungskonform zu regeln; "dabei genüge eine Regelung 
den Anforderungen des Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG, 
welche die Fortführung eines Handelsgeschäfts durch Minder­
jährige von einer vormundschaftsgerichtlichen Genehmigung ab­
hängig macht oder welche Minderjährige als Miterben eines 
Handelsgeschäfts jedenfalls nicht über den Umfang des ererbten 
Vermögens hinaus zu Schuldnern werden läßt"•

2. Stellt das Bundesverfassungsgericht fest, daß eine 
Norm mit dem Grundgesetz ganz oder teilweise nicht vereinbar 
ist, spricht es aber die vollständige oder teilweise Nichtig­
keit der Norm nicht aus, weil - wie hier - mehrere gesetzliche 
Möglichkeiten für eine verfassungskonforme Regelung bestehen, 
so hat das grundsätzlich die Wirkung, daß die Gerichte die 
Vorschrift ab sofort in dem sich aus der Entscheidungsformel 
und den Gründen ergebenden Ausmaß nicht mehr anwenden dürfen 
und ein anhängiges Verfahren bis zur verfassungskonformen Neu­
regelung durch den Gesetzgeber aussetzen müssen (vgl. BGHZ 80, 
87, 89; BGH LM BGB § 242 Bd Nr. 27; BGH, NJW 1980, 2084, 2085; 
Heußner, NJW 1982, 257 ff.). Ausnahmsweise können allerdings 
die Anwendungssperre und das Aussetzungsgebot entfallen, wenn 
die Besonderheit der für verfassungswidrig erklärten Norm es 
aus verfassungsrechtlichen Gründen, insbesondere aus solchen 
der Rechtssicherheit, notwendig macht, die Vorschrift als
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Regelung für die Übergangszeit bestehen zu lassen, damit für 
diese Zeit nicht ein Zustand eintritt, der von der verfas­
sungsmäßigen Ordnung noch weiter entfernt ist als der bis­
herige (Heußner a.a.O. mit weiteren Nachw.). Davon kann hier 
offensichtlich keine Rede sein* Nicht näher erörtert zu werden 
braucht die Ansicht von Karsten Schmidt (BB 1986, 1238, 1239), 
daß der Senat sogleich entscheiden könne, wenn er zu dem Er­
gebnis kommt, daß nach dem Beschluß des Bundesverfassungsge­
richts keine Regelung denkbar* ist, die zu einer persönlichen 
Haftung der Beklagten führt. Denn als verfassungskonform ließe 
sich nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bei­
spielsweise eine Regelung denken, wonach Verbindlichkeiten, 
die Eltern ohne vormundschaftsgerichtliche Genehmigung zu 
Lasten ihrer minderjährigen Kinder bei der Fortführung eines 
zu einem Nachlaß gehörenden Handelsgeschäfts eingehen, jeden­
falls bis zu der Höhe wirksam sind, die das ererbte Vermögen 
oder dessen Wert im Zeitpunkt der Eingehung nicht übersteigt. 
Bei einer derartigen Regelung wäre vorliegend aber bedeutsam, 
daß der Nachlaß, an dem die beiden Beklagten jeweils zu einem 
Drittel beteiligt sind, bei Abgabe des Schuldanerkenntnisses 
am 11. Februar 1981 neben dem Handelsgeschäft auch ein Wohn­
haus umfaßt hat, dessen Wert in der zwischen der Mutter der



Beklagten und der Klägerin ebenfalls am 11. Februar 1981 
abgeschlossenen Sicherungs- und Tilgungsvereinbarung mit 
600.000 DM beziffert ist. Daraus könnte sich eine anteilige 
Haftung der Beklagten und damit die (teilweise) Wirksamkeit 
des Schuldanerkenntnisses ergeben.

3. Demnach ist das Verfahren bis zu einer Neuregelung des 
Gesetzgebers auszusetzen.

Dr. Kellermann Dr. Bauer Bundschuh
Hesselberger Röhricht
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